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Prännmerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die 
vierteljährig IA. Für das 


öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl. halbjährig 2 fl. 
Ausland jährlich 3 Thaler 


Inierare werden billign berechnet. — Reclamatienen, wenn unverſiegelr, find pertefre: 


Jun halt. 


Begriff des Ufers und des Bettes öffentlicher Gewäſſer. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Staatsbürgerſchaftsnachfolge der minderjährigen Kinder der aus Oeſterreich Ausge— 
wanderten. 

Abweiſung des vom Ordensconvente, in welchem eine Mündel mit vormundſchafts⸗ 
behördlicher Genehmigung eingetreten war, geſtellten Begehrens auf Ausfolgung 
des im Depoſitenamte verwahrten Vermögens der inzwiſchen großjährig gewor⸗ 
denen Nonne. (SS 182, Pat. vom 9. Auguſt 1854, Nr. 208 R. G. Bl.; 187, 
269 a. b. G. B.; Art. 5 und 14 des Skaatsgrundgeſetzes vom 26. December 
1867, Nr. 142 R. G. Bl.) 

Für die Fortführung eines conceffionirten Gewerbes nach dem Tode des Conceſſions⸗ 
inhabers hat die Witwe den Vorrang vor der Concursmaſſe. 

Verordnung. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Begriff des ilfers und des Bettes öffentlicher Ge- 
wäller ). 


Der Eigenthümer eines am Bodenſee auf der Markung von 
Friedrichsbafen gelegenen Grundſtückes beauſpruchte einen an dieſes 
Grundſtück anſtoßenden Schilfrohrplatz, ſ. g. Rohrſchachen, gleichfalls 
als ſein Eigenthum, während die württ. Staatsftuanzverwaltung, für 
welche die Frage wegen Erweiterung der Hafenbauten ein Intereſſe 
hatte, einwandte, daß der Schilfrohrplatz zum Bodenſeebette gehöre und 
daher nicht Gegenſtand des Privateigenthums ſein könne. Die auf 
Anerkennung des Eigenthums gerichtete Klage wurde abgewieſen und 
es iſt aus den oberſtrichterlichen Entſcheidungsgründen diesfalls aus— 
zuheben: . 

Der Bodenſee iſt nach feiner geographiſchen Lage und ſeinem Um— 
fang unzweifelhaft als ein öffentliches Gewaſſer anzuſehen. Das Rechts⸗ 
verhältniß jenes Sees iſt daher dasselbe, wie bei einem öffentlichen 
Fluſſe (kr. un. pr. § 3—6 ut in flum. publ. (43, 14); fr. 112 de 
verb. sigu. (50, 16)“ ). Insbeſondere iſt auch das Bett des Boden⸗ 
ſees, wie das des öffentlichen Fluſſes ($ 23 Inst. de rerum div. 
(2, 1); fr. 7 95 de acquir. rer. dom. (41, 1); f. 1 8 7 de flum. 
(43, 12) “) im allgemeinen Gebrauche und dem Privatverkehr entzogen. 
Dagegen gilt bezüglich des Ufers des öffentlichen Gewäſſers der Grund- 
ſatz, das dasſelbe zwar, ſoweit dies zur Benützung des Waſſers noth⸗ 
wendig iſt, dem allgemeinen Gebrauche dient, daß es aber in dem 
Eigenthum der angrenzenden Grundbeſitzer ſteht (kr. 3 pr. de flum. 
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(43, 12); fr. 24 pr. de damno infecto (39, 2); § 4 Inst. de re- 
rum div. (2, 1); fr. 5 pr. de div. rerum (1, 8); fr. 30 $ 1 de 
acquir. rerum dom. (41, 1) ). — Die Entſcheidung über die ange⸗ 
ſtellte Klage auf Anerkennung des Eigenthums des Klägers an den 
ſtreitigen Schilfrohrplatz hängt daher davon ab, ob derſelbe einen Theil 
des Seebettes bildet oder ob er als Ufer des Bodenſees anzuſehen iſt. 
Im erſtern Falle kann von einem Eigenthumsrecht des Klägers an 
der fraglichen Fläche nicht die Rede ſein, da ein ſolches an einer dem 
Privatrechtsverkehre entzogenen Sache rechtlich unmöglich iſt, wogegen 
im zweiten Falle, bei der Lage der ſtreitigen Fläche, die erhobene 
Klage als begründet ſich darſtellen würde. Die Geſetze beſtimmen nun 
in Betreff der Grenze zwiſchem dem Ufer und dem Bette eines Ge— 
wäſſers, daß Ufer derjenige Streifen Land ſei, welcher den Waſſerlauf 
in ſeinem höchſten Stande einſchließe (tr. 3 § 1 und 2 de flum. 
(43, 12); fr. 96 de verb. sign. (50, 16); fr. 112 cod.) Jedoch 
| ion, wenn vorübergehende außerordentliche Naturereigniſſe ein Heber- 
ſchreiten des ordentlichen Waſſerſtandes verurſachen und eine Ueber— 
ſchwemmung des Ufers zur Folge haben, dies ohne Einfluß auf die 
Ausdehnung des Ufers fein (kr. 1 § 5 de flum. (43, 12). Hieraus 
. ſich, daß als Waſſerbett derjenige zwiſchen den Ufern befindliche 
Naum anzuſehen iſt, welcher bei dem ordentlichen, d. h. nicht durch 
ungewöhnliche Ereigniſſe herbeigeführten höchſten Waſſerſtand von dem 
Waſſerſpiegel bedeckt iſt“). Dieſer Umfang des Waſſerbettes entipricht 
auch defſen Zweckbeſtimmung, welche dahin geht, das Waſſer vollſtändig, 
alſo auch dann, wenn es ſeinen höchſten ordentlichen Stand erreicht, 
in ſich aufzunehmen. Sodann bildet der letztere Waſſerſtand allein 
eine ſichere Grenze für das Waſſerbett gegenüber dem Üfer, während 
der f. g. mittlere Waſſerſtand, welcher ſich bei einer Durchſchnittsbe⸗ 
rechnung aus dem verſchtedenen Waſſerſtaud während eines längeren 
Zeitraumes ergibt, eben deshalb mit dem jeweiligen wirklich vorhandenen 
Waſſerſtand nicht übereinſtimmt. Anerkannt iſt nun, daß die im 
Streit befangene Fläche regelmäßig einige Monate im Jahre unter 
Waſſer ſteht. Es wird zwar geltend gemacht, es ſei dieſer hohe 
Waſſerſtand inſofern kein regelmäßig wiederkehrender, als er vicht zu 
beſtimmten Zeiten eintrete und nicht einige Monate ununterbrochen, 
ſondern oft nur einige Tage, dann wieder einige Wochen andauere, je 
nachdem das aus den Gletſchergebieten abſchmelzende Waſſer mehr oder 
weniger reichlich zufließe. Man kann jedoch dahin geſtellt laſſen, 
welche Bewandtniß es hiermit hat, da lediglich die Thatſache der regel— 
mäßigen Wiederkehr und des Beſtehens des angeführten Waſſerſtandes 
während mehrerer Monate jeden Jahres, mag dieſer Zeitraum auch 
kein ununterbrochener ſein, ſowie der vom Kläger ſelbſt angegebene 
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Grund des fraglichen Waſſerſtandes enticheidend iſt. Dieſer Grund 
beſteht nämlich in keinen außergewöhnlichen Naturereigniſſen, ſondern 
vielmehr in der natürlichen, jeden Sommer, ſelbſtverſtändlich nach der 
Höhe der Temperatur in größerem oder geringerem Maße, ſich wieder— 
holenden Thatſache des Schmelzens von Schnee und Eis und eben 
dadurch bewirkten größeren Waſſerzufluß. Der Umſtand, daß der hohe 
Waſſerſtand des Bodenſees im Sommer und nicht — wie der § 3 
Inst. de rerum div. (2, 1) bei dem Meere annimmt, im Winter 
eintritt, iſt für die Beſtimmung des ſich lediglich nach dem ordent— 
lichen hohen Waſſerſtande richtenden Umfanges des Seebettes unerheb— 
lich. Als dieſer ordentliche hohe Waſſerſtand des Bodenſees iſt hiernach 
derjenige regelmäßig in jedem Sommer wiederkehrende Waſſerſtand 
von einigen Monaten anzuſehen, welcher die ſtreitige Fläche unter 
Waſſer ſetzt. Letztere bildet daher einen Beſtandtheil des Bodenſee— 
bettes. Hiefür ſpricht auch die Thatſache, daß jene Fläche in der Mar— 
kungskarte als zum Bodenſee gehörig, eingezeichnet iſt . . . . Dazu 
kommt, daß Schilf eine Waſſerpflanze iſt und als ſolche erfahrungs— 
gemäß vorzugsweiſe auf einem, wenn auch nur wenig unter dem 
Waſſerſpiegel ſtehenden Grund und Boden wächſt ). Wenn dagegen 
der Kläger geltend macht, daß Rohrpflanzungen auf dem Seeboden 
nicht angelegt werden können, weil ſie zu ihrer Entwicklung Licht 
und Wärme und eines trockenen Bodens bedürfen und, wenn ſie beim 
Aufkeimen unter Waſſer geſetzt werden, zu Grunde gehen, fo kann da— 
hin geſtellt bleiben, inwieweit die fraglichen Schilfrohre künſtlich an- 
gepflanzt worden find. Denn zu dieſer Anpflanzung war bei der zeit: 
weiſen Trockenlegung des fraglichen Theiles des Bodenſeebettes hin— 
reichende Gelegenheit gegeben. 

Die Annahme, daß die ſtreitige Fläche einen Beſtandtheil des 
Bodenſeebettes bilde, wird auch nicht dadurch widerlegt, wenn die 
Fläche, wie der Kläger geltend macht, früher eine Wieſe geweſen ſein 
ſollte. Denn es hat dieſelbe nach der eigenen Darſtellung des Klägers 
durch die Fortſchwemmung des Wieſengrundes in Folge des Wellen— 
ſchlags und durch die Verwandlung in einen Schilfplatz jenen Charakter 
verloren und es hat, wenn ſie nunmehr in der zuvor angeführten 
Weiſe vom Waſſerſpiegel bedeckt wird, das Eigenthum des Uferbeſitzers 
an jener Fläche aufgehört, dieſelbe iſt nun Seebett geworden. 

Die langjährige Benützung des ſtreitigen Schilfplatzes durch den 
Kläger und ſeine Beſitzvorfahren findet ihre genügende Erklärung in 
der Thatſache, daß das Bodenſeebett und die Producte desſelben dem 
allgemeinen Gebrauche dienen. Die etwaige ausſchließliche Benützung 
jenes Platzes durch den Kläger und ſeine Beſitzvorgänger iſt bei der 
für dieſelben als Beſitzer des angrenzenden Ufergrundſtückes beſtehenden 
leichten Zugänglichkeit, ſowie bei der in Friedrichshafen herrſchenden 
Anſchauung über die Befugniß zur Benützung der Rohrſchachen begreiflich. 
Dieſe Anſchauung, welche darauf beruht, daß die Beſitzer der Ufergrund— 
ſtücke ihr Eigenthum ſoweit „in den See hinein“ ausbeuten, als irgend 
ein Ertrag zu holen ſei, iſt aber, weil ſie ſich nach dem Ausgeführten 
als eine rechtlich irrige darſtellt, unerheblich. In der gedachten rechtlich 
irrigen Anſchauung kann auch die von dem Kläger für ſich angeführte 
Thatſache ihren Grund haben, daß die Rohrſchachen von den angren— 
zenden Ufereigenthümern veräußert, verpfändet, verpachtet und vererbt 
worden ſein ſollen. 

Die rechtliche Eigenſchaft des vom Kläger angeſprochenen Platzes 
kann auch dadurch nicht alterirt werden, daß das Schilfrohr auf der 
von dem Grundſtück des Klägers abgeſchwemmten Humuserde entſtan— 
den fein fell, da eine Alluvion nur dann anzunehmen wäre, wenn der 
angeſchwemmte Boden ſich dauernd über den Waſſerſpiegel erheben würde. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Staatsbürgerſchaftsnachfolge der minderjährigen Kinder der aus 
Oeſterreich Ausgewanderten. 


Sigmund G. aus 3. iſt zum Zwecke der Erlangung des Poſtens 
eines Zolleinnehmers in Preußen im September 1865 um die Ent— 
laſſung aus dem öſterr. Staatsverbande, reſpective um die Auswan⸗ 
derungsbewilligung, jedoch nur für ſeine Perſon eingeſchritten, indem 

) Vgl. Heſſe, Jahrb. für Dogmatik, Bd. 7, S. 267 f.; Seuffert, Archiv 
Bd. 23, Nr. 211. 
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er in dem diesfälligen Geſuche ausdrücklich bemerkte, daß ſein einziger 
17jähriger Sohn Bernhard in öſterreichiſche Militärdienſte bei einem 
Infanterie-Regimente einzutreten gedenke, wozu er ihm bereits die 
Einwilligung ertheilt habe und daß er daher um die Entlaſſung be 
züglich ſeines Sohnes nicht einſchreite. Nachdem die diesfällige Ver— 
handlung ordnungsmäßig durchgeführt worden war, ertheilte die ſchle— 
ſiſche Landesregierung mit Erlaß vom 12. December 1865 dem im 
Jahre 1822 gebornen Sigmund G. die Auswanderungsbewilligung 
nach Preußen. Nach Inhalt der Naturaliſationsurkunde der königl. 
preußiſchen Regierung in Oppeln ddo. 2. Februar 1866 wurde aber 
nicht nur Sigmund G., fondern auch fein Sohn Bernhard, 17¼ Jahre 
alt, in den preußiſchen Staatsbürgerverband aufgenommen. 

Im Jahre 1869 wurde Bernhard G. von der Bezirkshaupt— 
mannſchaft T. zur Militärſtellung berufen; es begann nun zwifchen 
dieſer Behörde und dem königl. preußiſchen Landrathamte in Pleß 
eine längere Correſpondenz bezüglich der Staatsangehörigkeit des 
Bernhard G., die endlich damit endete, daß unterm 6. Februar 1871 
das Landrathamt Pleß der Bezirkshauptmanſchaft T. eröffnete, daß nach 
dem Reſcripte der königl. Regierung zu Oppeln vom 10. December 
1870 unzweifelhaft feſtſteht, daß Bernhard G., d. Z. in Berlin, in 
Folge der von feinem Vater extrahirten Naturaliſationsurkunde eben- 
falls die preußiſche Staatsangehörigkeit erlangt habe. 

Bernhard G. wurde in Folge deſſen im Siellungsvormerke ge: 
löſcht. 

Im Jahre 1874 brachte nun Bernhard G. bei der Bezirks— 
hauptmanuſchaft T. ein Geſuch ein, in welchem er um die Wiederauf— 
nahme in den öſterr. Staatsverband bat, indem er angab, er ſei immer 
bereit geweſen, ſich in Oeſterreich zum Militär zu ſtellen; nachdem ihn 
aber die preußiſchen Behörden als Preußen behandelten, habe er ſich 
dort geſtellt, ſei aber bald darauf wieder aus den Militärliften ge— 
ſtrichen worden, weil man ihn als Oeſterreicher erklärte. Im Jahre 
1871 ſei er in ſeine Heimat nach Z. zurückgekehrt, habe einen 
Heimatſchein erhalten und ſomit alles geordnet geglaubt. Als er aber 
im Jahre 1874 um einen Auslandspaß eingeſchritten, habe ihm die 
Bezirkshauptmannſchaft von T. denſelben aus dem Grunde verweigert, 
weil er Preuße jet Nun wiſſe er factiſch nicht, welche Staatsbürger ⸗ 
ſchaft er eigentlich beſitze! 

Der Bezirkshauptmann legte die ganze Verhandlung der Kan: 
desregierung mit dem Bemerken zur Entſcheidung vor, daß G. in 
Oeſterreich der Stellungspflicht nicht nachgekommen iſt. 

Die Landesregierung wendete ſich an die königl. preußiſche Re⸗ 
gierung in Oppeln unter Darlegung des Sachverhaltes mit dem Er⸗ 
ſuchen, die dortige Regierung wolle anerkennen, daß in der Naturali— 
ſationsurkunde bezüglich des Bernhard G. ein Irrthum unterlaufen ſei 
und Bernhard G., da er bisher aus dem öſterr. Staatsverbande noch 
nicht entlaſſen wurde, folgerichtig auch als öſterr. Staatsaugehöriger 
angeſehen und behandelt werden müſſe. 

Die königl. preußiſche Regierung in Oppeln beharrte jedoch 
darauf, daß Bernhard G. preußiſcher Staatsangehöriger ſei, da nach 
den dortigen Geſetzen die Verleihung der Staatsangehörigkeit falls nicht 
eine beſondere Ausnahme gemacht worden iſt, ohne weiteres ſich auch 
auf die noch in der väterlichen Gewalt befindlichen Kinder erſtrecke. 
Dem entſprechend jet auch die Aufnahmsurkunde für Bernhard G. 
ausgeſtellt worden. Zu dieſem Vorgange ſei umſomehr Veranlaſſung 
geweſen, als in der öſterr. Entlaſſungsurkunde ein Vorbehalt wegen 
des Bernhard G. nicht gemacht worden. Hinſichtlich der Angehörigkeit 
desſelben entſcheide nun lediglich die Naturaliſationsurkunde vom 
Jahre 1866 und könne darin der Umſtand, daß Sigmund G. in 
ſeinem urſprünglichen Geſuche feinen Sohn ausgenommen, nichts ändern. 
Wenn Sigmund G. unter den in der Naturaliſationsurkunde enthal— 
tenen Bedingungen nicht naturaliſirt fein wollte, ſo hätte er (was er 
übrigens nicht that) einen Widerſpruch erheben ſollen. Die preußiſche 
Regierung erſuchte die ſchleſiſche Landesregierung um ſo mehr ſich der 
dortſeitigen Anſicht anzuſchließen, als ſich in einem ganz gleichen Falle 
von Seite der k. preußiſchen Regierung ebenſo benommen wurde. 

Die ſchleſiſche Landesregierung legte die Verhandlung dem 
Miniſterium des Innern vor, indem ſie ihre Anſicht feſthielt, daß, 
weil nur Sigmund G. die Entlaſfung aus dem öſterr. Staatövers 
bande erhalten, Bernhard G. öſterr. Staatsbürger verblieben ſei. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 30. October 1874, 
3. 16.253 in folgender Weite entſchieden: „Nach allgemein giftigen 


Rechtsgrundſätzen folgen eheliche minderjährige Kinder ihren Eltern; 
ſie bilden keine ſelbſtſtändigen Rechtsſubjecte und dies gilt ſo lange, 
als nicht irgend etwas anderes durch das Geſetz oder beſondere admi⸗ 
niſtrative Verfügungen beſtimmt iſt. Sigmund G. hat allerdings in 
ſeinem Geſuche um die Auswanderungsbewilligung den Vorbehalt rück⸗ 
ſichtlich ſeines Sohnes Bernhard der boſterr. Regierung gegenüber 
gemacht; allein in der Entlaſſungsurkunde iſt davon keine Rede; 
Sigmund G. iſt factiſch mit ſeinem Sohne Bernhard ausgewandert 
und die königl. preußiſche Regierung in Oppeln hat die Naturaliſa⸗ 
tionsurkunde ſowohl für Sigmund als für Bernhard G. ausgefertigt, 
ohne daß von Erſterem Einſprache erhoben wurde. Die königl. preu- 
ßiſche Regierung iſt dermalen im Rechte, wenn ſie erklärt, daß in 
Abſicht auf die Staatsangehörigkeit des Bernhard G. lediglich die 
Naturaliſationsurkunde vom Jahre 1866 maßgebend iſt und zwar um 
ſo mehr, als im Jahre 1871, wo zum erſten Male entſchieden die 
preußiſche Staatsangehörigkeit des Bernhard G. preußiſcherſeits 
behauptet wurde, die öſterr. Regierung nicht weiter proteſtirte, viel⸗ 


mehr den Bernhard G. ohne weiters aus dem Stellungsvormerke löſchen 
e II. 


Abweiſung des vom Ordensconvente, in welchem eine Mündel mit 

vormundſchaftshehördlicher Genehmigung eingetreten war, geſtell⸗ 

ten Begehrens auf Ausfolgung des im Depoſitenamte verwahrten 

Vermögens der inzwiſchen großjährig gewordenen Nonne. (§§ 182, 

Pat. vom 9. Auguſt 185%, Nr. 208 R. G. Bl.; 187, 269 a. b. 

G. B.; Art. 5 und 1 des Staatsgrundgeſetzes vom 26. December 
1802, Nr. 142 R. G. Bl.) 


Der k. k. oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 16. 
Juni 1874, 3, 6020 den außerordentlichen Reviſionsrecurs der 
Oberin des Saleſianer⸗Kloſters und der Ordensſchweſter daſelbſt 
Maria Emanuela mit dem weltlichen Namen Leopoldine V. gegen 
den Beſcheid des k. k. Kreisgerichtes St. Pölten vom 19. Februar 
1874, 3 671 und die beſtätigende oberlandesgerichtliche Entſcheidung 
vom 26. März 1874, Zahl 5567, womit dem am 28. Jänner 1874 
3. 387 eingebrachten, erneuerten Geſuche um Ausfolgung des Pupillar⸗ 
vermögens der genannten Ordensſchweſter aus der depoſitenämtlichen 
Verwahrung an den Convent der Saleſianer keine Folge gegeben 
wurde, zurückzuweiſen befunden aus folgenden Gründen: Die vorge⸗ 
dachte Beſchwerdeführung konnte im Sinne des 8 16 des k. k. Pa⸗ 
tentes vom 9. Auguſt 1854, Nr. 208 keineswegs für begründet 
erkannt werden, denn einmal iſt die daſelbſt aufgeſtellte Behauptung, 
daz das Geſuch um obervormundſchaftliche Bewilligung der Ablegung 
der Ordensprofeß vom 12. Auguſt 1871, 3. 2078 ſelbſtverſtändlich 
auch das Geſuch um Bewilligung der Mitnahme des ganzen in ver⸗ 
zinslichen Geldcapitalien beſtehenden Vermögens der Novizin und der 
Ennverleibung desſelben in das Vermögen des Conventes als angeblich 
allein der Beurtheilung der Vormundſchaftsbehörde unterworfen, in 
ſich begriffen habe, unrichtig, weil nach dem Hofkanzleidecrete vom 
26. Sinner 1844, Nr. 780 3. G. S., analog den Beltimmungen 
des Hofdecretes vom 16. Juli 1835, Nr. 60 über den Eintritt in 
den Militärſtand, minderjährige Perſonen, welche in einen geiſtlichen 
Orden eintreten wollen, unbedingt, ohne Unterſchied ob ſie ein Ver⸗ 
mögen mitbringen oder nicht, in Gemäßheit der Vorſchriften des 
a. b. G. B. verpflichtet ſind, die Einwilligung ihres Vaters, be⸗ 
ziehentlich des Vormundes und des vormundſchaftlichen Gerichtes 
nachzuweiſen, und weil das Gericht um fo weniger Urſache hatte, eine 
ſolche Einverleibung aller der zur Profeß zugelaſſenen Pupillin gehö⸗ 
renden Capitalien in das Vermögen des Conventes als ſelbſtverſtänd. 
lich vorausgeſetzt anzunehmen, als hievon in dieſem Geſuche nicht die 
mindeſte Andeutung gemacht war, während bei Gelegenheit des im 
April 1870, da die Pupillin im 21. Lebensjabre ſtand, eingebrachten 
Antrages der vorläufigen Aufnahme in das Noviciat und der Erwir⸗ 
kung der Großjährigkeitserklärung derſelben ausdrücklich ein Auſpruch 
auf eine Mitgift von weniaſtens 3000 fl. erhoben worden war, worauf 
aber das Kreisgericht mit dem ganz unangefochten gebliebenen Beſcheide 
vom 15. April 1870, 3. 1010 erklärte, daß es keinen genügenden 
Grund finde, die minderjährige Leopoldine V. mit Altersnachſicht 
für großjährig zu erklären, daß ferner dasſelre auch nicht die obervormund⸗ 
ſchaftliche Einwilligung ertheile, daß ſie vor erreichter Großjährigkeit 
ein lebenslänglich bindendes Ordensgelübde abfege und daß noch wer 
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niger geſtattet werden könne, daß aus einem ſolchen Anlaſſe Auslagen 
gemacht werden, welche aus den Einkünften des Vermögens dieſer 
Mündel nicht beſtritten werden können und eine Capitalsverminderung 
zur Folge hätten. 

Wenn dann gleichwohl das Kreisgericht im darauffolgenden 
Jahre, als die Pupillin nahe daran war ihr 22. Lebensjahr zu voll— 
enden, auf das Geſuch vom 12. Auguſt 1871 in Folge gepflogener 
Erhebung und gewonnener Ueberzeugung von der wahren Vocation 
der Pupillin zu dem gewählten geiſtlichen Stande, die obervormund— 
ſchaftliche Bewilligung zur Ablegung des feierlichen Ordensgelübdes 
ertheilte, ſo konnte im Beſtande des übrigen Wortlautes des oben 
citirten vorausgegangenen Beſcheides dieſer Bewilligung offenbar nicht 
der erweiternde Sinn beigelegt werden, das hiemit auch ohneweiteres 
der Uebergang des Eigenthums der Capitalien der Candidatin in das 
Eigenthum des Conventes bewilligt ſei. Der Convent hat auch un— 
mittelbar nach Ablegung der Profeß einen ſolchen Auſpruch nicht er— 
hoben, und ſich bis nach der phyſiſchen Großjährigkeit der genannten 
Ordensſchweſter damit begnügt, daß ihm wie früher für den Unterhalt 
derſelben ein den geringen Renten der Capitalien ungefähr entſprechen— 
der Betrag mit Genehmhaltung des Gerichtes übermittelt wurde. Leo— 
poldine V. konnte in Gemäßheit des § 569 des a. b. G. B. nach 
zurückgelegtem 18. Lebensjahre bis zur Ablegung der Profeß ſelbſt— 
ſtändig eine teſtamentariſche oder überhaupt letzwillige Verfügung auf 
den Todesfall treffen. Eine ſolche Verfügung erſcheint in der beige— 
brachten Erklärung des biſchöflichen Ordinariates vom 19. Nov. 1873, 
Z. 4821 auch angedeutet, konnte jedoch vermöge der Natur der Sache 
dermalen nicht Gegenſtand einer richterlichen Unterſuchung und Beur- 
theilung fein; eine Verfügung unter Lebenden konnte ſie aber felbft- 
ſtändig früher wegen der Minderjährigkeit und ſpater wegen dem 
Ordensgelübde nicht treffen. Die feierliche Aufnahme einer Perſon als 
Mitglied in einem geiſtlichen Ordenshauſe iſt an und für ſich allein 
nach dem Geſetze noch nicht Titel und Erwerbungsart für den Con— 
vent zur Erwerbung des ganzen dieſer Perſon gehörenden Vermögens. 
Die Vorſchrift des § 182 des kaiſerl. Patentes vom 9. Auguſt 1854, 
Nr. 208 in Verbindung mit den §§ 187 und 269 des a. b. G. B. 
hatte demnach in Anwendung zu kommen und mit Unrecht wird in 
dem Recurſe die dieſer Vorſchrift entſprechende gerichtliche Verfügung 
als eine Enteignung und als eine Verletzung der Art. 5 und 14 des 
Staatsgrundgeſetzes vom 26. December 1867, Nr. 142 darzuſtellen 
geſucht indem eben dadurch das Eigenthumsrecht der Leopoldine, jetzt 
Ordensſchweſter Maria Emanuela für alle Eventualitäten gewahrt 
bleibt und die Verwaltung in ihrem Intereſſe unter richterlicher Ob— 
ſorge ſtatthat. Ger.⸗Ztg. 


Für die Fortführung eines conceſſionirten Gewerbes nach dem 
Tode des Conceſſionsinhabers hat die Witwe den Vorrang vor der 
Concursmaſſe. 


Emma D. hat mit der Eingabe vom 23. Februar 1874 bei 
der Bezirkshauptmannſchaft in N. angezeigt, daß ſie auf Grund des 
$ 59 G. O. die ihrem verſtorbenen Ehegatten David D. ertheilte 
Conceſſion zum Bier- und Branntweinſchanke in A. im Hauſe Nr. 61 
weiter betreiben werde. Da über den Nachlaß des D. der Concurs 
eröffnet worden iſt, ſo hat die Bezirkshauptmannſchaft über die An— 
zeige der Emma D. den Concursmaſſe-Verwalter Dr. P. vernommen, 
welcher ſich negativ äußerte, weil das Schankgewerbe einen Beſtand— 
theil des Vermögens der Deſchen Concursmaſſe bilde, worauf die 
Witwe keinen Anſpruch habe und weil der Gläubigerausſchuß beſchloſ— 
ſen habe, dieſes Gewerbe während der Dauer der Concursverhandlung 
zu verpachten. 

Auf Grund dieſer Aeußerung hat die Bezirkshauptmannſchaft 
der Emma D. bedeutet, daß für jetzt die Fortführung des Schank— 
gewerbes im Hauſe Nr. 61 in A. für ihre Rechnung nicht genehmigt 
werden könne, weil die Concursgläubiger von dem ihnen gemäß § 59 
der G. O. zuſtehenden Rechte Gebrauch machen und das erwähnte 
Schankgewerbe zu Gunſten der Maſſe ausüben laſſen werden. 

Dieſe Entſcheidung wurde über Recurs der Emma D. von der 
Statthalterei beſtätiget. 

Im Miniſterialrecurſe betonte Emma D., daß im § 59 G O. 
als Regel der Grundſatz ausgeſprochen ſei, daß die Coneeſſion mit 


dem Tode des Conceſſionsberechtigten erlöſcke. Als Ausnahmen von 
dieſer Regel ſeien zwei Fälle ſtatuirt und zwar der eine, wenn die 
Witwe oder der minderjährige Erbe das Gewerbe fortführen will 
und der andere, wenn dies die Concursmaſſe des Couceſſionsberech— 
tigten thun will. Die Witwe ſei daher die zur Ausübung des Aus: 
nahmsrechtes erſtbefugte Perſon. Erſt dann, wenn ſie oder der Erbe 
von dieſem Rechte keinen Gebrauch machen wollen, gehe dasſelbe auf 
die Concursmaſſe über. Dieſe Anſicht gehe einerſeits aus der örtli— 
chen Reihenfolge und andererfeits aus dem Geiſte der im § 59 
liegenden Tendenz hervor. 
Das Miniſterium des Innern hat unterm 12. Juni 1874, 3. 
8677 die Statthaltereientſcheidung behoben und der Emma D. die 
Fortführung des Schankgewerbes im Hauſe Nr. 61 in A. auf Grund⸗ 
lage der ihrem verftorbenen Ehegatten verliehenen Conceſſion geftattet, 
„weil nach den Beſtimmungen und der deutlichen Textirung des $ 59 
der G. O. vom 20. December 1859 der Witwe der Vorrang vor 
der Concursmaſſe um jo mehr eingeräumt werden muß, als Schon 
nach den älteren Vorſchriften, namentlich in Gemäßheit des Hofdecretes 
vom 20. Februar 1795, J. G. S. Nr. 219, Punkt a der Witwe 
allein das Recht zur Fortführung des ehemännlichen Gewerbes ein— 
geräumt war; als ferner die Schankgerechtſame des Jacob D. durch 
ſeinen Tod erloſchen iſt, folglich keinen Gegenſtand ſeiner Concurs— 
maſſe bildet und der Anſpruch auf den Forthetrieb nicht privatrecht— 
licher Natur iſt, ſondern nur aus § 59 der G. O., d. i. aus einem 
adminiſtrativen Titel hergeleitet werden kann“. r. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Generaldirector der Tabakregie Jacob Ritter 
Merkl. Ke in ſee das Comthurkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 
Seine Majeſtät haben dem Bürger in Przemyſl Vincenz Praczinski den 
Titel eines kaiſerl. Rathes verliehen. 
Seine Majeſtät haben dem Lemberger Polizeidirector, Regierungsrathe Franz 
v. Smidki⸗Smidowicz tarfrei den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe 
verliehen. 
Seine Majeſtät haben dem Stadtbaumeiſter in Graz Andreas Franz das 
goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 
Seine Maſeſtät haben dem Cuſtos Allerböchſtihrer Familien-Fideicomiß- und 
ale ee Georg Thaa den Orden der eiſernen Krone dritter Slate tarfrei 
verliehen. 
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Amtsverwaltersſtelle bei Ae k. Telegraphenhauptſtation in Auſſig, mit der 
neunten Rangsclaſſe, gegen Caution, bis 30. November. (Amtsbl. Nr. 257.) 
Kanzleſofficialsſtelle in der zehnten, eventuell eine Kanzliſtenſtelle in der eilkten 
Rangsclaſſe bet der k. k. Forſt⸗ und Domäuendirection in Gmunden, bis 6 December 
(Amtsbl. Nr. 258.) ’ > 
Amtscontrolorsſtelle bei der k. k. Teſegraphenhanptſtation in Trieſt mit der 
neunten Rangeclaſſe, gegen Caution, bis Ende November. (Umtobl, Nr. 257.) 
ben e igen de een SEHR e e Benufizchen, Scheibbs und Lilienfeld mit 
Rangscla ivitä ig 9 N 
an he Jselaſſe, jedoch ohne Activitätszulage, bis Ende November. 
Bergarztesſtelle bei der Bergdirection in Idria mit 1000 fl. Gehalt und 150 fl. 
Naarn Aae de bis 12. December. (Amtsbl. Nr. 260.) 
Aſſiſtentenſtelle beim Landes⸗Zahlamte in Salzhurg in der eilften Raugsclaſſe 
bis 12. December. (Amtsbl. Nr. 2000 i eee. 
l Aushilfsbeamtenſtelle bei der k. k. Bezirkshauptmannſchaft Hernals gegen monat⸗ 
liche Entlohnung von 50 fl. bis 55 fl. bis Ende November. (Amtsbl. Nr. 262. 
Controlorsſtelle bei der Linzer Telegraphen-Hauptſtation mit der neunten Rangs⸗ 
claſſe gegen Caution, bis Ende November. (Amtsbl. Nr. 262.) | 
Ingenieuroſteelle bei der galiziichen Forſt und Domänendirection gegen ver- 
tragsmäßige Jahresbeſtallung auf 3 Jahre, bis Mitte December, (Amtsbl. Nr. 263.) 
Bezirkscommiſſärsſtelle für Tirol (deutſch. Antheil) ia der neunten Range 
clafſe, bis Ende November. (Amtsbl. Nr. 265.) 5 
RL. a e im Küſtenlande mit der achten Rangsclaſſe, even- 
nell eine Bezirkscommiſſärs⸗ oder Statthalterei-Concipiſtenf is Ende Novem⸗ 
bag Phet Nr 266 0 Concipiſtenſtelle, bis Ende Novem 
r Rechnungeofficialsitelle in der zehnten, eventuell eine Rechnungsaſſiſteuten⸗ 
ſtelle in der eilften Rangsclaſſe beim Rechnungsdepartement der nieder öſterr. Finanz⸗ 
landesdirectiou, bis 20. December. (Amtsbl. Nr. 265) 
3 wei Kanzliſtenſtellen beim k. k. Miniſterium des Innern in der eilften Rangs⸗ 
claſſe mit 600 fl. Gehalt und 300 fl. Activitätszulage für den Archive- und Bibliv- 
thekdienſt, bis 18. December. (Amtsbl. Nr. 266.) 


Berordnung. 


Verordnung des Statthalters in Tirol vom 25. December 1873, 3. 18.007, an 
ſümmtliche k. k. Bezirkshauptuänner in Tirol und Vorarlberg, die Bewirthſchaftung 
der Theil- und Privatwaldungen betreffend. 


Im Punkte IV meiner Verordnung vom 25. Junt d. J., Z. 1193, womit die 
Allerhöchſte Entſchließung vom 12. Juni d. J. über die neue Forſtorganiſirung kund⸗ 
gemacht wird, wird ausdrücklich geſagt, daß die Bewirthſchaftung aller Privatwaldun⸗ 
gen unter Beobachtung der diesfalls durch das Forſtgeſetz vorgezeichneten Beſtimmun⸗ 
gen den Eigenthümern ſelbſt obliege. 

Dieſelben haben daher nach § 22 des Forſtgeſetzes die Aufſtellung von Wirth— 
ſchaftsführern zu beforgen, weun die Waldungen von hinreichender Große find. ae ae . eb’. Nr. 26 8 u 

% /// 
Aufgabe der k. k. Bezirkshauptmannſchaften ſein, über Antrag des k. k. Forſtcommiſſärs! Drei Poſtofficialsſtellen für Oeſterreich unter der Enus mit je 900 fl. Jahres⸗ 
($ 14 der Infteuetion für die Forſteommiſſäre) jene Privatwaldbeſitzer der Landesſtelle en eutſprechender Activitätszulage gegen Caution; dann drei, eventuell ſechs 
bekanntzugeben, welche mit Rückſicht auf die Größe ihrer Waldungen zur Anfftelung | a 39 fl. Gehalt und Activitätszulage gegen Caution, bis 
von als befähiget anerkannten Forſtwirthen verhalten werden können. ere 

Für Privatwälder von ganz geringer Flächenausdehnung verlangt ſelbſt § 22 — ee —— 
des Forſtgeſetzes die Aufſtellung von Wirthſchaftsführern nicht. 

Dieſelbe würde einestheils Koſten verurſachen, die in keinem Verhältniſſe zum 
Nutzen ſtänden, der dem Waldbeſitzer dadurch erwächſt, anderſeits läßt ſich aber auch Soeben erſchien im Verlage von Moriz Perles in Wien, Stadt, 
für ſolche kleine Waldpartien kein förmlicher Betriebsplan aufſtellen; die Nutzungen Spiegelgaſſe 17: 
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werden ſich in der Regel nach dem augenblicklichen Bedürfniſſe des Beſitzers und dem VI. Jahrg. Oeſterreichiſcher VI. Jahrg. 

Vorhandenſein von ſchlagbarem oder ſolchem Holze richten, welches der Eigenthümer 3 4 1875. 

eben zu dieſem oder jenem Zwecke benöthiget. 2 * I * R 5 D U U 875 
Dadurch, daß für dieſe kleineren Privatwaldungen keine Wirthſchaftsfſihrer aufs 1 Fam l 1 K U U En et 5 r N 5 e a 

geſtellt werden, ſind diefelben aber noch nicht jeder Controle enthoben. Taſchenbuch für Advocaten, Notare, Juſtiz- und Verwaltungs 
Wenn der politiſchen Behörde nach $ 12 des Forſtgeſetzes die Pflicht obliegt, Beamte. 


die Bewirthſchaftung ſämmtlicher Forſte ihres Bezirkes im Allgemeinen zu über— 
wachen und wenn ſie namentlich für genaue Einhaltung der in den §§ 4 bis incl. 7 
des Forſtgeſetzes vorgezeichneten Beſtimmungen zu forgen hat, jo muß ihr anderſeits 
das Recht eingeräumt werden, jeue Verfügungen zu treffen, welche ſie in Stand ſetzen, 
ihren eigenen Verpflichtungen nachzukommen. Es kann ſohin, mit Rückſicht auf § 23 
des Forſtgeſetzes und die $$ 1 bis incl. 3 der Inſtruction für die k. k. Forſteommiſſäre, 
keinem Anſtande unterliegen, daß die k. k. Bezirksbauptmannſchaften im Verordnungs-⸗ 
wege die Privatwaldbeſitzer verpflichten, beabſichtigte Holzfällungen in ihren Eigen⸗ 
thumswaldungen jedesmal vorher bei der politiſchen Behörde anzumelden, damit dieſe 
ſich die Ueberzengung verſchaffen kanu, ob die Fällung nach den Beſtimmungen des 
Forſtgeſetzes zuläſſig ſei oder nicht. 

Was die Theilwaldungen anbelangt, ſind ſelbe nach der hierortigen Verordnung 
vom 10. December 1859, Z. 22.901 in Bezug auf die Holzfällungen gleich den Privat- 
waldungen zu behandeln. 


Redigirt und herausgegeben von 
Dr. Guſt. Kohn, 
Hof- und Gerichtsadvocaten in Wien. 

VI. Jahrgang, eleg. geb. 1 fl. 60 kr., franco per Poſt 1 fl. 75 kr. 

Der Juriſtenkalender enthält die wichtigſten neuen Geſetze und f 
zahlreiche werthvolle Beigaben für den täglichen Gebrauch, er macht in ſei— 
nem VI. Jahrgange feinem alten Rufe volle Ehre und iſt unbedingt das 
reichhaltigſte und beſtredigirte Jahrbuch, das in dieſem Genre exiſtirt. 

Die Zutendung des Geldbetrages erbitte per Poſtanweiſung. 

Ich empfehle mich auch ſonſt zur Deckung Ihres Bedarfes an juridiſcher 


Literatur. j 
Moriz Perles, . 
Buchhandlung in Wien, Stadt, Spiegelgaſſe 17. 
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